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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Zweite Vermögensbildungsgesetz gibt die Möglichkeit, 
gesetzliche Regelungen über vermögenswirksame Leistungen 
auch für die Beamten und Richter sowie für die Berufs- und 
Zeitsoldaten zu treffen. Seit dem 1. Januar 1970 werden nach 
Tarifverträgen solche Leistungen den Arbeitnehmern des Bun- 
des, der Länder und Gemeinden bis zu einer Einkommens- 
grenze von 1000 DM gewährt. 


B. Lösung 

Der Entwurf — den der Deutsche Bundestag mit seiner Ent- 
schließung vom 27. Februar 1970 gefordert hat - — sieht eine 
im wesentlichen gleiche Regelung für die Beamten sowie für 
die Berufs- und Zeitsoldaten vor. 

1. Vermögenswirksame Leistungen erhalten Beamte sowie 
Berufs- und Zeitsoldaten der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 
mit einem Grundgehalt bis zu 811 DM unter Hinzurechnung 
des Ortszuschlages der Tarifklasse II, Stufe 1 in der Orts- 
klasse A von 189 DM bis zu einem Grenzbetrag von 
1000 DM. 

2. Die Höhe der vermögenswirksamen Leistungen betragen 
monatlich 13 DM, für Teilzeitbeschäftigte 6,50 DM. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat, auch im Hinblick auf eine gemeinsame 
Grundkonzeption für den öffentlichen Dienst, keine abwei- 
chende Lösung vorgeschlagen, zumal die Regelung als ein erster 
Schritt zur beamtenrechtlichen Konkretisierung der Möglichkei- 
ten des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes anzusehen ist. 


D. Kosten 

Der Mehraufwand für den Bundeshaushalt beträgt jährlich rund 
30,2 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1970 

1/3 — 80115 — Ve 19/5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos* 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 352. Sitzung am 15. Mai 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Zweiten Vermögensbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1853) erhalten 

1. Bundesbeamte, 

2. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

deren monatliches Grundgehalt nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz in den Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 8 im Monat Januar 1970 811 Deutsche Mark nicht 
überschreitet. Bei teilzeitbeschäftigten Beamtinnen 
ist von dem Grundgehalt auszugehen, das sie erhal- 
ten würden, wenn ihre Arbeitszeit nicht ermäßigt 
wäre. 

(2) Steht dem Berechtigten ein Grundgehalt erst 
in einem späteren Kalendermonat zu, tritt dieser an 
die Stelle des Monats Januar 1970. 

(3) Vermögenswirksame Leistungen werden für 
die Kalendermonate gewährt, in denen dem Berech- 
tigten Dienstbezüge zustehen. 

(4) Der Anspruch auf die vermögenswirksamen 
Leistungen entsteht frühestens für den Kalender- 
monat, in dem der Berechtigte die nach § 5 Abs. 1 
erforderlichen Angaben mitteilt, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 

§ 2 

(1) Personen, deren Bezüge im jeweiligen Kalen- 
dermonat auf Grund einer disziplinarrechtlichen 
Maßnahme teilweise einbehalten werden, erhalten 
die vermögenswirksame Leistung nur, wenn die 
einbehaltenen Beträge nachzuzahlen sind. 

(2) Personen, bei denen die Zahlung der Dienst- 
bezüge auf Grund eines Verwaltungsaktes einge- 
stellt ist, erhalten die vermögenswirksame Leistung 
nicht, solange ihre Dienstbezüge nur infolge der 
Aussetzung einer sofortigen Vollziehung oder der 
vollen oder teilweisen Wiederherstellung der auf- 
schiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs auszu- 
zahlen sind. 

§ 3 

(1) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 13 
Deutsche Mark, für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen 
6,50 Deutsche Mark. 


(2) Für die Höhe der vermögenswirksamen Lei- 
stung sind die Verhältnisse am Ersten des Kalender- 
monats maßgebend. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung ist bis zum 
Ablauf der auf den Monat der Mitteilung nach § 5 
Abs. 1 folgenden drei Kalendermonate, danach mo- 
natlich im voraus zu zahlen. 

§ 4 

(1) Die Vermögens wirksame Leistung wird dem 
Berechtigten im Kalendermonat nur einmal gewährt. 

(2) Bei mehreren Dienstverhältnissen ist das 
Dienstverhältnis maßgebend, aus dem der Berech- 
tigte einen Anspruch auf vermögenswirksame Lei- 
stungen hat. Sind solche Leistungen für beide Dienst- 
verhältnisse vorgesehen, sind diese aus dem zuerst 
begründeten Verhältnis zu zahlen. 

(3) Erreicht die vermögenswirksame Leistung nach 
Absatz 2 nicht den Betrag nach § 3 dieses Gesetzes, 
ist der Unterschiedsbetrag aus dem anderen Dienst- 
verhältnis zu zahlen. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für ver- 
mögenswirksame Leistungen aus einem anderen 
Rechtsverhältnis, auch wenn die Regelungen im ein- 
zelnen nicht übereinstimmen. 


§ 5 

(1) Der Berechtigte teilt seiner Dienststelle 
schriftlich die Art der gewählten Anlage mit und 
gibt hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage 
erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut mit 
der Nummer des Kontos an, auf das die Leistung 
eingezahlt werden soll. 

(2) Für die vermögenswirksamen Leistungen nach 
diesem Gesetz und die vermögenswirksame Anlage 
von Teilen der Dienstbezüge nach § 4 Abs. 1 des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes soll der Be- 
rechtigte möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe 
Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) § 2 Abs. 4 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes gilt mit der Maßgabe, daß die zweckent- 
sprechende Verwendung der Leistungen spätestens 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses nachzuwei- 
sen ist. 

(4) Der Wechsel der Anlage bedarf im Falle des 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes nicht der Zustimmung der zuständigen 
Stelle, wenn der Berechtigte diesen Wechsel aus An- 
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laß der erstmaligen Gewährung der vermögenswirk- 
samen Leistung verlangt. 

§ 6 

Mitteilungen nach § 5 Abs. 1 innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Monats, in dem dieses 
Gesetz verkündet worden ist, gelten als in dem 
Monat zugegangen, in dem die Voraussetzungen des 
§ 1 erstmals Vorgelegen haben. 

§ 7 

Die zur Durchführung der §§ 1 bis 6 dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften werden vom Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erlassen. 


§ 8 

Für die Beamten der Länder sowie der Gemeinden 
und Gemeindeverbände und der anderen der Auf- 
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts kön- 
nen Regelungen über die Gewährung vermögens- 
wirksamer Leistungen nur durch Landesgesetz ge- 
troffen werden. Dabei dürfen die Leistungen nach 
dem Landesrecht die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Beträge nicht übersteigen und nicht anderen als den 
nach diesem Gesetz berechtigten Personengruppen 
gewährt werden. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe .des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines i 

I 

Eine wirksame Förderung der Vermögensbildung in | 
den breiten Schichten der unselbständig Beschäftig- | 
ten ist nach der Regierungserklärung vom 28. Okto- | 
ber 1969 ein besonderes gesellschaftspolitisches An- | 
liegen der Bundesregierung. Das Zweite Vermögens- 
bildungsgesetz vom 1. Juli 1965 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 1 
gesetzbl. I S. 1853), läßt u. a. neben Tarifverein- ! 
barungen über vermögenswirksame Leistungen ent- | 
sprechende gesetzliche Regelungen für Beamte, ; 
Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit zu. 

Der vorliegende Gesetzentwurf stellt eine erste ge- 
setzliche Konkretisierung dieser Möglichkeit des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes (2. VermBG) 
dar. Als erster Schritt soll er zugleich ein Signal für 
weitere Regelungen über vermögenswirksame Lei- : 
stungen setzen. 

Nach dem Entwurf sollen zunächst Beamte, Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit der Besoldungs- 
gruppen A 1 bis A 8 mit einem monatlichen Grund- 
gehalt bis zu 811 DM vermögenswirksame Leistun- 
gen von monatlich 13 DM erhalten. Diese Leistungen 
werden nach Maßgabe des 2. VermBG gewährt. Hier- 
aus ergibt sich die gesellschaftspolitische Zweckbe- 
stimmung der Leistung als Beitrag zur Förderung der 
Vermögensbildung der im Berufsleben stehenden 
unselbständig Beschäftigten, die Beschränkung des 
berechtigten Personenkreises auf die im aktiven 
Dienst befindlichen Beamten und Soldaten mit 
Dienstbezügen und die Möglichkeit des Berechtigten, 
die gesetzlich zugelassenen Anlagearten für Geld- 
leistungen des Dienstherrn zu wählen (§ 1 Abs. 1 
und 4, § 2 Abs. 1 des 2. VermBG). Dabei ist, vor 
allem im Hinblick auf die Auswirkungen bei Län- 
dern und Gemeinden, vorerst davon abgesehen, die 
Beamten zu berücksichtigen, die im Vorbereitungs- 
dienst stehen und Unterhaltszuschuß erhalten. 


B. Im einzelnen 


Zu § 1 

Absatz 1 steckt den Kreis der berechtigten Beamten, 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit ab. Sie sollen 
vermögenswirksame Leistungen erhalten, wenn ihr 
Grundgehalt in den Besoldungsgruppen Al bis A 8 
im Monat Januar 1970 811 DM nicht überschreitet. 
Dies entspricht zuzüglich des Ortszuschlages in Tarif- 
klasse II, Stufe 1, Ortsklasse A, von 189 DM einem 
Grenzbetrag von 1000 DM. 

Für die Bemessung des Grundgehalts im Monat j 
Januar 1970 sind die Beträge maßgebend, die dem | 
Beamten oder Soldaten nach dem Bundesbesoldungs- i 
gesetz unter Berücksichtigung von Amt, Besoldungs- | 


gruppe und Dienstaltersstufe zustehen. Bei teilzeit- 
beschäftigten Beamtinnen der Besoldungsgruppen 
Al bis A 8 ist das Grundgehalt maßgebend, das sie 
bei voller (nicht ermäßigter) Arbeitszeit erhalten 
würden. Die Kürzung des Grundgehalts infolge Er- 
mäßigung der Arbeitszeit bleibt daher ebenso außer 
Betracht wie Kürzungen des Grundgehalts auf Grund 
von Vorschriften anderer Gesetze, insbesondere in 
den Fällen, in denen nach der Bundesdisziplinar- 
ordnung oder Wehrdisziplinarordnung eine Gehalts- 
kürzung vollstreckt wird oder in denen jemand we- 
gen ungenehmigten schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst nur einen Teil seiner Bezüge erhält. 

Nach Absatz 3 ist der Anspruch auf vermögenswirk- 
same Leistungen davon abhängig, daß dem Berech- 
tigten im jeweiligen Kalendermonat Dienstbezüge 
zustehen. Es genügt, daß diese Voraussetzungen für 
einen Tag im Monat erfüllt sind. 

Nach Absatz 4 werden die Leistungen gewährt, wenn 
der Berechtigte seiner Dienststelle die nach § 5 
Abs. 1 erforderlichen Angaben gemacht hat. Ohne 
diese Mitwirkung wäre die vermögenswirksame 
Anlage der Beträge nicht möglich. Den Besonderhei- 
ten der vermögenswirksamen Anlage und der Ver- 
waltungsvereinfachung dient die Vorschrift, daß die 
Leistungen nicht für einen längeren Zeitraum rück- 
wirkend gezahlt werden, sondern nur für den Mo- 
nat, in dem die Mitteilung nach § 5 Abs. 1 zugeht, 
und die beiden vorangegangenen Kalendermonate 
desselben Kalenderjahres. 


Zu §3 

Absatz 1 legt die Höhe der vermögenswirksamen 
Leistungen fest. Für die teilzeitbeschäftigten Beam- 
ten soll die Leistung unabhängig vom Verhältnis 
der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit auf 50 
V. H. des bei regelmäßiger Arbeitszeit zu zahlenden 
Betrages pauschaliert werden. 

Nach Absatz 2 sind für die Höhe der Leistungen die 
Verhältnisse am Ersten des Kalendermonats maß- 
gebend, Veränderungen im laufenden Monat also 
ohne Bedeutung. 

Absatz 3 regelt die Zahlungsweise. Dem Bedürfnis 
der Verwaltungspraxis wird dabei in der Weise 
Rechnung getragen, daß für die Bearbeitung und die 
Vorbereitung der ersten Zahlung ein Zeitraum von 
drei Kalendermonaten nach Entstehen des Anspruchs 
eingeräumt wird, während die späteren Leistungen 
in Anpassung an die Fälligkeit der Dienstbezüge 
monatlich im voraus gezahlt werden sollen. 


Zu § 4 

Die Konkurrenzregelungen sollen sicherstellen, daß 
bei einer Mehrzahl von Beschäftigungsverhältnissen 
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oder bei einem Übergang von einem Rechtsverhält- 
nis in ein anderes die vermögenswirksame Leistung 
in der nach dem Gesetz vorgesehenen Höhe nur ein- 
mal im Monat gewährt wird. Dies gilt auch, wenn 
der Berechtigte aus einem Arbeitsverhältnis in das 
Beamtenverhältnis Übertritt. Ist die vermögenswirk- 
same Leistung in dem zuerst begründeten Rechtsver- 
hältnis geringer als die nach diesem Gesetz, so ist 
aus dem anderen Rechtsverhältnis der Unterschieds- 
betrag zu zahlen. 


Zu § 5 

Absatz 1 regelt die Mitwirkung des Berechtigten : 
durch Mitteilung der gewählten Anlageart und der 
zur Durchführung der Auszahlung erforderlichen ! 
Angaben. 

Absätze 2 bis 4 enthalten Regelungen über die den 
Besonderheiten der vermögenswirksamen Leistun- 
gen angepaßte Anwendung von Vorschriften des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes. 

§ 6 stellt eine Übergangsregelung für die Zeit 
nach Inkrafttreten des Gesetzes dar. Sie soll die Ge- 
währung der vermögenswirksamen Leistungen mit 
Rückwirkung vom Januar 1970 oder von dem Kalen- 
dermonat ab ermöglichen, in dem der Berechtigte die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf die Leistung 
erstmals erfüllt hat. 

Je nach dem Zeitpunkt der Verkündung dieses Ge- 
setzes und der erstmaligen Fälligkeit der Leistung 
kann die rückwirkende Anlage der Leistungen durch 
die Sparförderungsgesetze auf bestimmte Anlage- 
formen beschränkt sein. Für diesen Fall ist davon 
auszugehen, daß der Berechtigte, ggf. nach entspre- 
chender Beratung, die gesetzlich zulässige Anlageart 
wählt. 


Zu § 8 

Die Rahmenvorschrift nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 
GG soll die Gewährung vermögenswirksamer Lei- 
stungen an Beamte im Bereich von Ländern und Ge- 
meinden an gesetzliche Regelungen und diese an 
den vom Bund vorgesehenen Betrag als obere 
Grenze und an die nach diesem Gesetz berechtigten 
Personengruppen binden. 

Die gesellschaftspolitische Zweckbestimmung ver- 
mögenswirksamer Leistungen zugunsten der in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen- 
den Personen ist in Bund, Ländern und Gemeinden 
die gleiche. Die Gewährung solcher Leistungen be- 
darf daher einer gemeinsamen Grundkonzeption für 
die Bundes- und Landesgesetzgebung. Dieser Not- 
wendigkeit entspricht die rahmenrechtliche Bindung 
an ein gesetzliches Leistungssystem, an die in die- 
sem Gesetz vorgesehenen Leistungen als Höchstbe- 
träge und an den anspruchsberechtigten Personen- 
kreis. Die weitere Ausfüllung dieses Rahmens bleibt 
der Ausgestaltung durch die Landesgesetzgebung 
Vorbehalten. 


C. Kosten 

Die Mehraufwendungen aus den vermögenswirk- 
samen Leistungen werden für den Bundeshaushalt 
rund 30,2 Millionen DM betragen (nachrichtlich: 
i Mehrkosten für die Deutsche Bundesbahn 10,6 Mil- 
j lionen DM). Die im Entwurf des Bundeshaushalts 
! 1970 enthaltenen Ausgabenansätze brauchen aus die- 
j sem Anlaß nicht erhöht zu werden. Das zur Durch- 
I führung des Gesetzes erforderliche Personal wird im 
I allgemeinen weitgehend durch Umbesetzungen be- 
' reitgestellt werden können. Für die Folgejahre wer- 
den die Kosten auf der Basis dieses Gesetzes in etwa 
gleicher Höhe weiterlaufen. Sie sind in der mehr- 
I jährigen Finanzplanung berücksichtigt. 
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